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Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/1 - S 2193a - 24/60 


Bonn, den 2. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Berücksichtigung von Unterhaltsleistungen bei der 
Lohnsteuer und der Einkommensteuer 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2145 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage wie folgt: 

Nach § 33 a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (§ 25 a Abs. 1 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung) werden die Auf- 
wendungen für den Unterhalt und eine etwaige Berufsaus- 
bildung von Personen, für die der Steuerpflichtige keine 
Kinderfreibeträge erhält, durch eine Ermäßigung der Ein- 
kommensteuer (Lohnsteuer) in der Weise berücksichtigt, daß 
die Aufwendungen, höchstens jedoch ein Betrag von 900 DM, 
vom Einkommen abgezogen werden können. Eigene Einkünfte 
der unterhaltenen Person werden auf den Höchstbetrag von 
900 DM angeredinet, soweit sie 480 DM (ab Veranlagungs- 
zeitraum 1961 900 DM) übersteigen. 

Die Vorschrift ist mit Wirkung vom 1. Januar 1955 durch 
das Gesetz zur Neuordnung von Steuern vom 16. Dezember 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 373) in das Einkommensteuergesetz 
eingefügt worden. In der Zeit bis zum 31. Dezember 1954 
wurden Unterhaltsaufwendungen wie sonstige außergewöhn- 
liche Belastungen im Sinn des § 33 des Einkommensteuer- 
gesetzes (§ 25 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung) be- 
handelt. Nadi der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zu 
dieser Vorschrift konnten nur die nach den individuellen 
Verhältnissen des Einzelfalls notwendigen und angemessenen 
Aufwendungen abgezogen werden, soweit sie die nach einem 
Vomhundertsatz des Einkommens bemessene zumutbare Eigen- 
belastung überstiegen. Auf die Höhe der tatsächlidien Aufwen- 
dungen kam es nicht an, selbst dann nicht, wenn die Unterhalts- 
leistungen durch Urteil festgesetzt waren. Damit war die 
Verwaltung hinsichtlich der Anwendung des § 33 des Ein- 
kommensteuergesetzes auf Unterhaltsleistungen vor unüber- 
windliche Schwierigkeiten gestellt. Es war deshalb notwendig, 
das Ausmaß der Steuerbegünstigung eindeutig und abschließend 
festzulegen, wie es in § 33 a des Einkommensteuergesetzes 
geschehen ist. 
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Bei der Bemessung des Höchstbetrags der abzuziehenden Auf- 
wendungen mußte im Interesse der Gleidimäßigkeit der Be- 
steuerung darauf Bedacht genommen werden, daß der Höd:ist- 
betrag in einem ausgewogenen Verhältnis zu den tariflichen 
Familienermäßigungen, die die tatsächlichen Unterhaltsaufwen- 
dungen auch nur teilweise, und zwar pauschal, abgelten, steht. 
Der derzeitige Höchstbetrag von 900 DM entspricht dem all- 
gemeinen Tariffreibetrag (Anlage zu § 32 a des Einkommen- 
steuergesetzes) und dem Freibetrag für das erste Kind (§ 32 
Abs. 2 Ziff. 4 des Einkommensteuergesetzes). Würde der 
Höchtsbetrag auf einen höheren Betrag als 900 DM festgesetzt, 
so würden z. B. die Unterhaltsaufwendungen für ein unehe- 
liches Kind in größerem Umfang steuerlich berücksichtigt als 
die entsprechenden Aufwendungen für ein eheliches erstes 
Kind. Eine Erhöhung des Höchstbetrags der nach § 33 a Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes abzuziehenden Unterhaltsauf- 
wendungen erscheint deshalb zur Zeit nicht angängig. 

Der Betrag der anzurechnenden eigenen Einkünfte der unter- 
haltenen Person ist durch das Steueränderungsgesetz vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) von 480 DM auf 
900 DM angemessen erhöht worden. 


In Vertretung 

Hettlage 
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